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ImKlimawandel
handeln –aus
Vernunft
WennKinder Konflikte austra-
gen, kommt es vor, dass der
oder die eine dem jeweils
anderen die Schuld dafür
zuweist und sich damit aus der
Verantwortung stiehlt –mit dem
Motto: A hat angefangen, seine
Schuld ist viel grösser alsmeine
– darumkann ich als Bweiter-
machen und streiten. Denn
zuerst soll doch der andere
aufhören: In solchen Fällen
müssen Eltern, Lehrpersonen
und anderemehr einschreiten,
klären undmanchmalMacht-
worte sprechen.

In derDebatte umden
realenKlimawandel scheintmir
die Kampagne der selbst er-
nannten Volkspartei nach
demselbenMuster abzulaufen:
Die anderen Länder sind
schuld, im ungleich grösseren
Ausmass beteiligt amKlima-
wandel, darummüssenwir
kleine Schweiz (fast) nichts
unternehmen.DieseHaltung
hat nichtsmit Vernunft zu tun,
sondernwohl ehermit trotziger
Verweigerungshaltung.

Zielführender ist es, wenn
sich auch diese Parteimit ihren
Themen einbringt, zumBeispiel
mit der Einwanderung. Das
könnte konkret heissen: Die
zugewandertenMenschen
verursachen in den Industrie-
ländern zwar einen grösseren
ökologischen Fussabdruck als in
ihrenHeimatländern. Darum
wären diemillionenschweren
SVP-Unternehmer aufgerufen,
ihr Geld in Entwicklungslän-
dern einzusetzen, umFlucht-
gründe zu uns zuminimieren
– statt sie in irreführende
Werbekampagnen zu investie-
ren. Der globale Klimawandel
mit seinen lokalen Auswirkun-
gen braucht endlich partei- und
ideologieübergreifende Strate-
gien undAnstrengungen, damit
er auch nur einigermassen
begrenzt werden kann. Die Zeit
der Schuldzuweisungen ist
abgelaufen: Alle sind gefordert,
sich einzuschränken undweit-
sichtig zu handeln.

Markus Bösch,
Romanshorn

Wennsich
Quartierstrassen
mit Lärmfüllen
Viel Geld und viel Lärm,
Ausgabe vom 17. Juni

Viel Geld und viel Lärm. So
lautet ein Titel im Focus-Teil
vom 17. Juni. Auch in der Aus-
gabe vom 19. Juni ist dies wieder
ein Thema, das das Parlament
beschäftigt. Es ist erstaunlich,
wie viel Steuergelder in Lärm-
schutz investiert werden, vor
allemnatürlich entlang der
Hauptachsen. Die Absicht der
Politiker ist, den Lärm an der
Quelle zu bekämpfen. Und hier
setztmein Argument an.Wir
normalenQuartierbewohner im
Dorf haben aber auch ein
Lärmproblem, und zwar ein
massives. Frisierte Töfflis und
getunte Autos verursachen zu
gewissen Zeiten (vor allem an
Wochenenden) einen inferna-
lischen Lärm. Esmacht offen-
bar Spass zu zeigen, dass das
Fahrzeug frisiert ist, und dem-
entsprechendwird auch «sport-
lich» gefahren.

Es ist schwer verständlich,
dass es immer noch gestattet
ist, neue Autos und schwere
Motorräder umzubauen, damit
siemehr Lärm verursachen. Die
Jungs, die an ihren Töfflis einen
Teil des Auspuffs abändern,
damit das Ding schneller läuft,
geniessen es offenbar, ganze
Quartierstrassenmit ihrem
Lärm zu füllen. Es braucht
keineMilliardeninvestitionen,
um diesenÜbeln beizukom-
men.

Es braucht dringend ein
Tuning-Verbot für Autos und
Motorräder und Polizeikontrol-
len der Töffli-Fahrermit ent-
sprechendenMassnahmen
respektive Bussen, falls die
Fahrzeuge nicht denVorschrif-
ten entsprechen.Hilfreich
wären hier auch Lärmmess-Ro-
boter, ähnlichwie die Radar-
geräte zurMessung derGe-
schwindigkeit.Wannwagt es
die Politik, dieses Thema
anzupacken? Es sollte kein Tabu
bleiben! Es ist die billigste
Massnahme, umLärm an der
Quelle zu bekämpfen.

HeinrichWeber, Oberuzwil

In der Schweiz sindnurwenigeOrte
fürWindenergieanlagen geeignet
Windenergie imGegenwind,
Ausgabe vom 18. Juni

Die offizielleWindkarte
Deutschlandsweist imNorden
eine durchschnittlicheWind-
geschwindigkeit von gegen 8m/
sec und an derGrenze zur
Schweiz von 4m/sec aus. Dies
entspricht auch derWindkarte
der Schweiz. Gemäss der Strö-
mungslehre nimmt die Energie
in der dritten Potenz zurGe-
schwindigkeit vonWind und
Wasser zu oder ab. Demnach
liefert dasselbe Rad imNorden
vonDeutschland das 8-Fache
gegenüber einemStandort im
Thurgau.

DasMass für die Auslastung
einer Stromanlage nennt sich
«Volllaststunde». Es ist der
Quotient aus demerzeugten
Strom (kWh) und der Leistung
(kW) der entsprechenden
Anlage. Alle Anlagen der
Schweiz kamen 2017 auf 1400
Stunden, was 16 Prozent der
Jahresstunden entspricht. Um
eine einfache Ergiebigkeit von

100Prozent erzielen zu können,
muss deshalb die 6-fache
Kapazität errichtet werden, und
umdie 3000Megawatt der
AKWder Schweiz zu ersetzen,
sind, volllaststundenbereinigt,
über 7000Windräder notwen-
dig, plus die dafür notwendige
Speicherung. Der Flächen-
bedarf dafür beträgt 700 km2
(Thurgau 970 km2). Deutsch-
land hat bereits gegen 30000
Windräder in Betrieb. Sie
vermögen gerade einmal
10 Prozent des Stromes und
2 Prozent desGesamtenergie-
verbrauches abzudecken.Mit
demAusstieg aus der Atomkraft
stieg der CO2-Ausstoss pro Kopf
auf 9000Tonnen im Jahr und
beträgt dasDoppelte von Frank-
reich und der Schweiz.

Gemäss dieser Zeitung hat
die EUDeutschland gemahnt,
nicht weil es zuwenig, sondern
das Falschemacht. Die Energie-
wende hat das Land bis jetzt
über 400Milliarden Euro
gekostet. Sie wird imMuster-
landDeutschland zumDesas-

ter. Ohne dass etwas Zählbares
erzielt werden konnte, kostet
der StromdasDoppelte des
EU-Durchschnitts. Das einzige
Landweltweit, welches
Deutschland nacheifert, ist die
Schweiz, der Rest schaut kopf-
schüttelnd zu. Es ist den Lesern
überlassen zu beurteilen, wie
viel km2Naturschutzgebiet ihm
die ach so schöne Illusionwert
ist.

Ueli Gubler, Stettfurt

Projekte fürWindparks stossen
schweizweit aufWiderstand.
Karl Vogler, Nationalrat CSP
Obwalden undVorstandsmit-
glied von Suisse Eole, kann sich
nicht erklären, woher dieser
Widerstand kommt. Vielleicht
macht er sich auch nicht die
Mühe, dies herauszufinden,
denn Suisse Eole ist bestrebt,
möglichst vieleWindenergie-
anlagen (WEA) zu bauen. Ein
wachsender Teil der Bevölke-
rung hat jedoch erkannt, dass in

der Schweiz nurwenigeOrte
landschaftlich und ertrags-
mässig fürWEA geeignet sind.
DieseOrte sind gemäss neues-
temWindatlas in einigen Teilen
der Alpen und des Jura zu
finden, nicht aber im dicht
besiedelten und kleinräumigen
Mittelland. Dieser Bevölke-
rungsteil ist deshalb nicht
bereit, gigantische, bis zu 230m
hoheWEA in ihrenWohn- und
Erholungsgebieten zu akzeptie-
ren. Denn nurWEAhaben das
gewaltige Potenzial zur alltäg-
lichen, penetranten Beeinträch-
tigung unserer Umwelt und
unserer Gesundheit. Dabei gibt
es Alternativen.Wir haben in
der Schweiz genugWasserkraft
und Sonnenenergie. Das Bun-
desamt für Energie (BFE) hat
errechnet, dass nur schon auf
denDächern und in den Fassa-
den der Schweiz ein Potenzial
von 67 TWhSonnenenergie
steckt. Die Schweiz verbrauchte
im letzten Jahr 58 TWhStrom.

Ueli Trösch,Tägerwilen

Leserbild Klaus Businger fotografierte den Seealpsee.

Farbtupfer auf grünemKleid

Zeit für einUmdenken beim
Reisen und imFlugverkehr
Swiss droht wegen
CO2-Abgabe,
Ausgabe vom 20. Juni

Die bequemste Ausrede bezüg-
lich Klimawende: «DenDreck,
denwir in der Schweiz nicht
verursachenwollen, denma-
chen dafür andere imAusland
und nehmen uns Profiteweg
– also ändernwir ambesten
nix.» Bald sindWahlen…Lasst
unsmutige Politiker wählen!
Solche, welche sich nicht ein-
schüchtern lassen – in allen
Parteien. Nehmenwirmal an,
dieNebenwirkung der längst
fälligenC02-Flugverkehrs-
abgabe ist tatsächlich diejenige,
mit der die Swiss uns allen und
insbesondere den Politikern
droht: weniger Langstrecken-
Flüge undUmsteigepassagiere
in Zürich… Ja und?DieHub-
flugreisenden bringen die
allerkleinsteWertschöpfung
aller Touristen der Schweiz! Der
Umsteigeflugverkehr ist damit
wohl dasUnnötigste über dem

lärm- und abgasgeplagten
GrossraumZürich. Fällt dieser
ganz oder teilweiseweg, dann
werden sich schlimmstenfalls
die Angebote an überflüssigen
Billig-Fernreise- undKurzzeit-
Trips reduzieren und verteuern.

Fördert vielleicht ein kleines
Umdenken: weg vombilligen
Kurzzeit-Trip, zurück zu erhol-
samerenKurzstrecken-Ferien
im eigenen Land und in den
angrenzendenRegionen. Bringt
uns allenwesentlichmehr und
nachhaltigereWertschöpfung,
nicht zuletzt hier imToggen-
burg.

Ausser natürlich den Flug-
gesellschaften, welche aber
weiterhin vom steuerfreien
Billigtreibstoff profitieren.
Wenn ich lese, dass die Um-
steigepassagiere aus dem
Ausland 80Prozent (19 von
24 Flügen) des überflüssigen
Hubverkehrs ausmachen:
allerhöchste Zeit dazu!

David Sourlier, Hemberg

Wasbei derBeschaffung von
Kampfjets zu beachten ist
Leider läuft auch diese Beschaf-
fung, vielleicht die wichtigste in
diesem Jahrhundert, vonAnbe-
ginn an schief. So ist es grund-
falsch, von einembestimmten
Kostenbetrag auszugehen.

Eine vernünftige Abwick-
lungmüsstewie folgt aufgebaut
sein: AmAnfang steht der
Auftrag und nicht ein für die
Beschaffungwillkürlich ge-
nannter Betrag von 6–8Milliar-
den Franken. Die bewaffnete
Neutralität verlangt eine starke
Armee, einschliesslich einer
starken Flugwaffe.

Primäres Ziel ist die Ab-
schreckung eines potenziellen
Angreifers. Sekundäres Ziel ist
die Bekämpfung dieses Angrei-
fers in Zusammenarbeitmit der
Armee. ZumZweiten geht es
umdieWahl des Flugzeugtyps.
Die bisher in Erwägung gestan-
denenMuster schienen sinnvoll
ausgewählt. Von den teureren
Varianten sollte ausmeiner
Sicht abgesehenwerden. Eine
billigere Variante, welche alle

Vorgaben erfüllt, nämlich der
Gripen E, könnte gewählt
werden. Nun scheidetmit dem
schlecht begründeten Ent-
scheid, auf denGripen E zu
verzichten, auch diese Variante
aus. Zur Stückzahl ist zu beden-
ken, dass nach einemKampf-
einsatz 50–70 Prozent der
Flugzeuge für längere Zeit
ausfallen. Die imGespräch
stehende Zahl von 40 Flugzeu-
gen ist hoffnungslos zu niedrig.
Es ist eine Stückzahl von 60 bis
80 Flugzeugen anzustreben.
Einsatzdauer undKosten: Die
zu beschaffende Flotte wirdmit
Teilen frühestens in fünf Jahren
zumEinsatz kommen und dann
30 Jahre imEinsatz stehen.
Damitmuss sich auch ein
Finanzierungsplan über 35 Jahre
erstrecken,mit Jahresbetreffnis-
sen, die für die reiche Schweiz
vertretbar sind.

ErwinMächler, Rebstein
Oberst i Gst ad
Stabschef Flwaf.Br.31 ad

Es sind verschiedene
pädagogischeKonzepte nötig
Fluch und Segen der Privat-
schulen,
Ausgabe vom 18. Juni

Mario Andreotti weist in seiner
Kolumne darauf hin, dass
manche Schüler, die in den
staatlichen Schulen durch das
Raster fallen, in privaten Ein-
richtungen aufblühen. Volks-
schulen sind eben nicht für alle
Kinder Erfolgsschulen. Studien
und vieleMedienberichte der
vergangenen Jahre deuten denn
auch klar darauf hin, dass eine
erheblicheMinderheit der
Kinder Problememit diesen
hat. Beispiele: Zahlreiche
Schüler, welche frustriert die
Schule abbrechen, eine Klasse
repetieren, überfordert oder
unterfordert sind, durch den
Leistungsdruck krankwerden
oder teure sonderpädagogische
Massnahmen benötigen, um
einigermassen über die Runden
zu kommen. Es sollte endlich
eingesehenwerden, dass für
eine gute Förderung aller
Kinder angesichts ihrer unter-

schiedlichen Entwicklung und
Begabungen Schulenmit ver-
schiedenen pädagogischenKon-
zepten und Schwerpunkten
nötig sind. Soll dazu das bisher
öffentliche Schulsystemprivati-
siert werden?Nein, ganz im
Gegenteil: Schulenmit privater
Trägerschaft sollen veröffent-
licht werden, wenn sie wie die
staatlichen Schulen offen und
unentgeltlich für alle Kinder
zugänglich seinwollen.

Dies bedingt natürlich eine
öffentliche Finanzierung dieser
sogenannten Freien Schulen
mit einer Schülerpauschale.
Dass eine öffentliche Institution
auch eine privatrechtliche
Trägerschaft haben kann,
zeigen etwa die Privatbahnen.
Innerhalb des umdie Freien
Schulen erweiterten öffent-
lichen Bildungssystems sollen
dann die Eltern ein für ihr Kind
geeignetes Schulkonzept frei
wählen können.

Erwin Ogg, Rapperswil-Jona
Vorstand Elternlobby Schweiz


